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Liebe Mitbilrgerinnen und Mitbirger,

die Wohnung ist der Mittelpunkt Ihres Lebens. Die meisten von uns
leben in Mietwohnungen.

Auch wenn wir ein harmonisches Zusammenleben anstreben,
bleibt es nicht aus, dass Mieterinnen und Mieter auf der einen und
Vermieterinnen und Vermieter auf der anderen Seite hinsichtlich ihrer
gegenseitigen Rechte und Pflichten unterschiedlicher Meinung sind
und so wird denn auch in keinem anderen Rechtsgebiet so h3ufig vor
Gericht gestritten.

Der Schliissel zur einer friedlichen Lésung von Konflikten liegt im
sachlichen Gesprach und der gemeinsamen Suche nach Lésungen, die
den Interessen beider Vertragsparteien gerecht werden kann. Hierzu ist
es hilfreich, wenn die Beteiligten um ihre Rechte und Pflichten wissen.

Deshalo wollen wir lhnen einen Uberblick iiber die wichtigsten
mietrechtlichen Vorschriften geben.

Dresden, im Dezember 2021

Ihre Katja Meier
Séchsische Staatsministerin der Justiz und
fur Demokratie, Europa und Gleichstellung
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1. Einleitung

Was ist beim Abschluss eines Mietvertrages tber Wohnraum zu be-
achten? Welche Regelungen zur Mietkaution gibt es? Unter welchen
Voraussetzungen darf die Miete erhéht werden? Was ist bei der Kiin-
digung einer Mietvertragspartei zu beachten? Auf diese und weitere
Fragen will diese Broschiire eine Antwort geben.

Rechtsrat im Einzelfall

Die Broschiire kann aber nur einen ersten Uberblick tiber die wichtigs-
ten Rechte und Pflichten geben. Sie kann den im Einzelfall erforder-
lichen fachkundigen Rechtsrat nicht ersetzen. Adressen und Hinweise
hierzu sind am Ende der Broschiire abgedruckt.
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1. Der Abschluss des Mietvertrages

1. Die Grundregeln der Wohnraummiete

Grundsatz der Vertragsfreiheit
Die Vertragsparteien kénnen den Mietvertrag grundsatzlich nach ihren
eigenen Vorstellungen frei gestalten.

Keine Abweichung von zwingenden Vorschriften

Die §8 535 bis 577 a BGB finden Anwendung, soweit zu einer dort gere-
gelten Frage keine Regelung im Mietvertrag getroffen wurde. Hiervon
abweichende Vereinbarungen sind in der Regel erlaubt. Nicht abdnder-
bar sind allerdings z. B. die Vorschriften Gber den Kiindigungsschutz,
tber die Mietminderung, tber die Untervermietung bei berechtigtem
Interesse der Mieterin oder des Mieters, Gber die Griinde, die Vermie-
terin oder den Vermieter zu einer fristlosen Kiindigung berechtigen,
sowie einige weitere dem Mieterschutz dienende Vorschriften. Noch
strengere Regeln gelten bei der Verwendung von Formularmietvertra-
gen. Hier sind Klauseln unwirksam, die Mieterin oder den Mieter unan-
gemessen benachteiligen. Auf Einzelheiten wird im Folgenden jeweils
hingewiesen.

Schriftform nicht erforderlich, aber ratsam

Ein Mietvertrag kommt schneller zustande als mancher denkt. Insbe-
sondere bedarf ein solcher Vertrag nicht der Schriftform. Auf miind-
liche Vertrage sollten die Mietvertragsparteien jedoch schon deshalb
verzichten, um Streit Uber den Inhalt des Vertrages zu vermeiden. Fir
Mietvertrdge, die flr langere Zeit als ein Jahr geschlossen werden, ist
Schriftform erforderlich. Wird diese nicht eingehalten, gilt der Miet-
vertrag als fir unbestimmte Zeit geschlossen. Eine Kiindigung ist in
einem solchen Fall jedoch friihestens zum Ablauf eines Jahres nach
Uberlassung des Wohnraums, also nicht schon ab dem Abschluss des
Mietvertrages, zuldssig.

Beispiel:

Nach dem Tode der Hauseigentiimerin verkaufen deren Erben ein
in Dresden liegendes Mietshaus an eine Bank. Die Bank meldet sich
gleich bei den Mieterinnen und Mietern und versucht, diese zum
Auszug zu bewegen. Dies beunruhigt vor allem einen 70-jdhrigen
Bewohner, der keinen schriftlichen Mietvertrag hat. Er war zu
seiner inzwischen verstorbenen Lebensgefdhrtin in dieses Haus
gezogen und nach deren Tod vor mehreren Jahren in der Wohnung
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geblieben. Da er die Miete immer plinktlich gezahlt hatte, war er
von der Hauseigentiimerin als Mieter akzeptiert worden.

Damit alles »seine Ordnung habeg, bietet die Bank ihm nun einen
schriftlichen Mietvertrag an, allerdings mit weit hoherer Miete.
Auf dieses »Angebot« braucht er nicht einzugehen. Denn obwohl
kein schriftlicher Vertrag existiert, gilt der stillschweigend zustande
gekommene Vertrag als fiir unbestimmte Zeit geschlossen. Der
Vertrag kann nur gekiindigt werden, wenn dafiir ein gesetzlicher
Grund besteht (s. S. 36 ff.). Auch die Miete kann nur entsprechend
den gesetzlichen Bestimmungen erhoht werden (s. S. 22 ff.).

Wohnberechtigungsschein in Sachsen

Wohnungen, die mit &ffentlichen Mitteln geférdert wurden oder
sich im Besitz von kommunalen Wohnungsunternehmen oder
Wohnungsgenossenschaften befinden, unterliegen teilweise einer
sogenannten Belegungsbindung. Das bedeutet, dass diese Wohnungen
nur an Personen mit Wohnberechtigungsschein vermietet werden
dirfen. Den jeweils ein Jahr giltigen Wohnberechtigungsschein
erteilt die fir das Wohnungswesen zustandige Stelle der jeweiligen
Gemeinde- oder Stadtverwaltung. Das anrechenbare Jahreseinkommen
des Antragstellers darf eine bestimmte Grenze nicht lberschreiten
(derzeit: 16.800 EUR Jahreseinkommen bei einem Einpersonenhaushalt,
25200 EUR Jahreseinkommen bei einem Zweipersonenhaushalt
zuztiglich 5.740 EUR fiir jede weitere zum Haushalt geh6rende Person).
Es liegt durch Abzug von Einkommenssteuer, Sozialbeitrdgen und
Freibetragen flir Kinder, Schwerbehinderte und junge Ehepaare in der
Regel unter dem tatsdchlichen Einkommen. Die genaue Berechnung
des anrechenbaren Jahreseinkommens nimmt die Stelle vor, die liber
den Antrag auf einen Wohnberechtigungsschein entscheidet.

Mehrere Personen auf Mieter- oder Vermieterseite

Leben mehrere Personen in einer Wohnung oder gehort die Wohnung
mehreren (insbes. Ehepaare, Eingetragene Lebenspartner, Partner einer
nichtehelichen Lebensgemeinschaft, Erben- oder Wohngemeinschaf-
ten), so stellt sich gelegentlich die Frage, ob die Miete von allen ver-
langt werden kann und wem gegentiiber eine Kiindigung auszuspre-
chen ist. Der hdufigste Fall ist der Mietvertrag mit Ehegatten.

Mietvertrag mit Ehegatten

Unterschreiben beide Ehegatten, so sind beide Vertragspartei. Das
heiBt, die Vermieterseite kann von beiden den Mietzins verlangen; eine
Kiindigung ist nur wirksam, wenn sie beiden gegeniber ausgesprochen
wird.
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Unterschreibt nur ein Ehegatte und erscheint im Mietvertrag nur er als
Mieter, so ist nur er Vertragspartner. Der andere ist jedoch Mitbesitzer
und hat ein Mitbenutzungsrecht. Sind beide Eheleute als Mieter oder
Vermieter im Mietvertrag genannt, hat aber nur ein Ehepartner den
Vertrag unterschrieben, entscheidet die Rechtsprechung im jeweiligen
Einzelfall, ob der unterschreibende Ehepartner den anderen vertreten
hat. Mdglich ist jedoch auch ein nachtréglicher Beitritt des anderen
Ehegatten zum Mietvertrag.

In der friheren DDR wurden Ehepaare stets Vertragspartner, auch
wenn der eine Partner erst nach der EheschlieBung in die vom ande-
ren gemietete Wohnung zog. Dies gilt auch tber den 3. Oktober 1990
hinaus, wenn der Vertrag vorher geschlossen wurde. Das heiB3t, beide
Eheleute bleiben Mieter des einmal begriindeten Mietverhdltnisses.

Nichteheliche Lebensgemeinschaften

Nimmt ein Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft den ande-
ren in die von ihm bereits gemietete Wohnung auf, besteht das Miet-
verhaltnis grundsatzlich weiterhin nur mit dem urspriinglichen Mieter.
Die Vermieterin oder der Vermieter muss jedoch in der Regel die Auf-
nahme der Partnerin oder des Partners in die Wohnung dulden.

Beispiel:
Eine Drei-Raum-Wohnung ist an einen alleinstehenden Herrn
vermietet. Seit kurzem wohnt seine Lebensgefdhrtin bei ihm.
Der Vermieter ist der Ansicht, dass der Mieter kein Recht habe,
seine Lebensgefdhrtin in die Wohnung auf Dauer aufzunehmen,
da der Mietvertrag allein mit ihm abgeschlossen worden sei. Er
befiirchtet, dass die Wohnung durch zwei Personen iiberm3Big
stark abgenutzt werde. Kann er verlangen, dass die Lebensgefdhrtin
wieder auszieht?
Nein!
Der Vermieter muss die Aufnahme der nichtehelichen Lebens-
gefdhrtin in die Wohnung erlauben, wenn
1 der Mieter ein berechtigtes Interesse an der Aufnahme hat

und
I die Aufnahme fiir den Vermieter zumutbar ist.

Eine Unzumutbarkeit wire z. B. gegeben bei Uberbelegung der

Wohnung. Eine Drei-Raum-Wohnung ist aber mit zwei Personen
noch nicht liberbelegt.
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Durch die Aufnahme der Lebensgeféhrtin oder des Lebensgeféhrten in
die angemietete Wohnung wird zwischen diesen und der Vermieterin
oder dem Vermieter kein Vertragsverhdltnis begriindet. Insbesondere
genieBt die oder der Aufgenommene keinen eigenstandigen
Kiindigungsschutz.

Wohngemeinschaften
Fir Wohngemeinschaften gilt Folgendes: Unterschreiben alle Bewoh-
nerinnen und Bewohner, so sind alle Vertragspartner.

Unterschreibt nur eine oder einer und werden die anderen auch nicht
als Mietvertragspartei genannt, so ist nur diese Person Vertragspartnerin
oder Vertragspartner.

Tod der Mieterin oder des Mieters

Beim Tod der alleinigen Mieterin oder des alleinigen Mieters tritt der
jeweilige Ehegatte oder eingetragene Lebenspartner, mit dem ein
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gemeinsamer Haushalt geflihrt wurde, in das Mietverhaltnis ein. Leben
in dem gemeinsamen Haushalt Kinder der Mieterin oder des Mieters,
treten diese mit dem Tod in das Mietverhdltnis ein, wenn nicht der
jeweilige Ehegatte oder eingetragene Lebenspartner eintritt. Andere
Familienangehdrige, die mit der Mietpartei einen gemeinsamen
Haushalt fiihren, treten mit dem Tod der Mietpartei in das Mietverhaltnis
ein, wenn nicht der Ehegatte oder der Lebenspartner eintritt. Dasselbe
gilt fur jeweilige Personen, die mit der Mietpartei einen auf Dauer
angelegten gemeinsamen Haushalt fiihren. Erkldren die eingetretenen
Personen innerhalb eines Monats, nachdem sie vom Tod der Mietpartei
Kenntnis erlangt haben, gegeniiber der Vermieterseite, dass sie das
Mietverhaltnis nicht fortsetzen wollen, gilt der Eintritt als nicht erfolgt.
Die Vermieterin oder der Vermieter kann das Mietverhaltnis innerhalb
eines Monats nach Kenntniserlangung vom endgiltigen Eintritt in das
Mietverhéltnis, auBerordentlich mit der gesetzlichen Frist kiindigen,
wenn in der Person des Eingetretenen ein wichtiger Grund vorliegt.

2. Untervermietung

Untervermietung grundsidtzlich nur mit Zustimmung der Ver-
mieterseite

Untervermietung ist ein Vertrag zwischen der Mieterin oder dem Mieter
und einer dritten Person. Dieser werden dadurch die gemieteten Rdume
ganz oder teilweise gegen Zahlung Uberlassen. Zwischen ihr und der
Vermieterseite bestehen keine vertraglichen Rechte und Pflichten. Die
Mietpartei braucht jedoch fiir eine Untervermietung die Erlaubnis der
Vermieterseite. Entsteht firr die Mietpartei nach Abschluss des Mietver-
trages ein berechtigtes Interesse, einen Teil der Wohnung unterzuver-
mieten, so kann sie von der Vermieterin oder dem Vermieter die Erlaub-
nis hierzu verlangen, wenn dieser oder diesem die Untervermietung
zugemutet werden kann. Unter Umstdnden kann die Vermieterseite
ihre Zustimmung von dem Einverstdndnis mit einer angemessenen
Mieterhdhung abhdngig machen, falls ihr sonst die Erlaubnis nicht zu-
zumuten ware. Flir etwaige Schaden oder Stérungen, die die Untermie-
terin oder der Untermieter verursacht, ist die Mietpartei gegeniiber der
Vermieterseite auch dann verantwortlich, wenn letztere die Erlaubnis
zur Untervermietung erteilt hat.

Vorsicht:

Der Untermietvertrag bleibt auch dann giiltig, wenn die Vermie-
terin oder der Vermieter die Zustimmung nicht erteilt. Das kann
zu Schadensersatzanspriichen der Untermieterin oder des Unter-
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mieters gegen die Mietpartei fiihren, da der Untermietvertrag
dann nicht erfiillt werden kann. Die Mietpartei sollte den Vertrag
daher moglichst erst unterschreiben, wenn die Vermieterseite zu-
gestimmt hat.

3.  Mietkaution

Mietkaution und andere Sicherheiten diirfen nie drei Monatsmieten
(kalt) Uibersteigen

Haufig wird der Abschluss eines Mietvertrages von einer Mietkaution
oder einer anderen Sicherheit abhdngig gemacht. Dies dient dem Ver-
mieterschutz, da durch die Kaution eine finanzielle Sicherheit fiir den
Fall etwaiger Schiden oder ausbleibender Mietzahlung geschaffen
wird. Eine Verpflichtung zur Zahlung einer solchen Kaution besteht al-
lerdings nur, wenn diese bei Abschluss des Mietvertrages ausdricklich
vereinbart wurde. Die Grenzen fiir solche Vereinbarungen ergeben sich
aus dem Gesetz (§ 551 BGB), wobei zum Nachteil der Mietpartei abwei-
chende Vereinbarungen unwirksam sind. Hiernach darf die Mietkaution
drei Monats(kalt)mieten nicht tibersteigen. Die Kaution muss zinsbrin-
gend angelegt werden; nach Beendigung des Mietverhaltnisses stehen
die Zinsen der Mietpartei zu. Die Mietkaution kann - je nach vertragli-
cher Vereinbarung - auch durch eine Biirgschaft oder eine vergleichba-
re Sicherheit erbracht werden. Auch dann ist sie auf drei Monats(kalt)
mieten begrenzt. Ist die Mietkaution in Geld zu erbringen, so kann die
Mietpartei sie in drei gleichen Monatsraten leisten. Die erste Rate ist
bei Mietbeginn féllig. Die weiteren Teilzahlungen werden zusammen
mit den unmittelbar folgenden Mietzahlungen fallig. Eine Riickzahlung
der Kaution nach Beendigung des Mietverhaltnisses kann erst nach
Ablauf einer angemessenen Uberlegungs- und Priifungsfrist der Ver-
mieterin oder des Vermieters verlangt werden. Die Frist hangt von den
Umsténden des Einzelfalls ab und betrdgt in der Regel drei bis sechs
Monate. Im Einzelfall darf die Vermieterin oder der Vermieter aber nach
Beendigung des Mietverhéltnisses wahrend einer Abrechnungsperiode
die Kaution bei noch ausstehender Nebenkostenabrechnung bis zum
Ablauf einer angemessenen Abrechnungsfrist (gegebenenfalls teilwei-
se) einbehalten.
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1. Der Inhalt des Mietvertrages

1. Woriiber miissen sich die Mietvertragsparteien
einigen?

Unabhédngig davon, ob der Mietvertrag schriftlich oder miindlich ab-
geschlossen wird, stellt das Gesetz gewisse Mindestanforderungen an
die Wirksamkeit des Vertrages: Es muss Einigkeit bestehen Uber das
Mietobjekt, den Mietzweck und die Hohe des Mietzinses. Auch die
Mietdauer sollte vereinbart werden, anderenfalls gilt der Mietvertrag
als unbefristet abgeschlossen.

Ein befristeter Mietvertrag kann nur in den in § 575 Abs. 1 BGB gesetz-
lich geregelten Ausnahmeféllen, in denen ein berechtigtes Interesse der
Vermieterin oder des Vermieters an einer Befristung anzuerkennen ist,
geschlossen werden. Vor Abschluss eines Mietvertrages kann jede Par-
tei ihre Winsche in das Vertragsgesprach einbringen. Nach Abschluss
des Vertrages kann keine Partei ohne Zustimmung der anderen Seite
eine vertragliche Regelung einseitig abdndern. Alternativ kann bei un-
befristeten Mietvertrdgen auch vereinbart werden, dass das ordentli-
che Kuindigungsrecht beiderseitig auf bestimmte Zeit ausgeschlossen
ist. Dies ist jedoch zum Schutz der Vertragsparteien nicht unbegrenzt
zuldssig. So darf die Dauer des Kiindigungsausschlusses bei Formular-
mietvertragen in der Regel vier Jahre nicht tbersteigen.

Ein Tipp:

Im Mietvertrag sollte nicht nur der Mindestinhalt, sondern alles
geregelt werden, was irgendwann zu Meinungsverschiedenhei-
ten fiihren konnte. Empfehlenswert ist z. B. die Aufnahme be-
stimmter Verpflichtungen und Berechtigungen (z. B. Reinigung des
Treppenhauses, Raumpflichten, Miillbeseitigung, Ruhezeiten und
Tierhaltung).

Hausordnung

Oft wird die Hausordnung ebenfalls zum Vertragsgegenstand gemacht.
Daher ist es wichtig, diese vor Abschluss eines Vertrages gut durchzu-
lesen. Kommt die Mietpartei ndmlich einer Verpflichtung nicht nach,
die im Mietvertrag aufgenommen ist, so kann dies ein Kiindigungs-
grund sein und unter Umstdnden einen Schadensersatzanspruch des
der Vermieterin oder des Vermieters begriinden.
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2. Der Formular- oder »Einheitsmietvertrag«

Formularmietvertrag genau lesen

Mieter tun gut daran, einen Mietvertrag ohne abweichende Vereinba-
rungen »nach dem Gesetz« abzuschlieBen. Dies ist aber héufig nicht
moglich, weil Vermieterinnen und Vermieter meist nur bereit sind, ein
Mietverhdltnis auf der Grundlage eines mehr oder weniger umfang-
reichen, zumeist als »Einheitsmietvertrage bezeichneten Formular-
mietvertrages einzugehen. Diese Vertrdge sollten genau durchgelesen
werden. Haufig sind sie auf Vermieterwiinsche zugeschnitten.

Manche Klauseln sind unwirksam

Die Formularmietvertrdge kranken bisweilen daran, dass in einzelnen
Klauseln versucht wird, die Mieterrechte unzuldssig stark zu beschnei-
den. Eine Bestimmung im »Kleingedrucktens, die einen Vertragspartner
unangemessen benachteiligt, ist unwirksam.

Allerdings: Ob und wann eine unangemessene Benachteiligung vor-
liegt, ist eine Frage des Einzelfalles. Unwirksam ist eine Klausel dann,
wenn sie mit den Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder wesentliche Rechte und
Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrages ergeben, so einschrankt,
dass die Erreichung des Vertragszwecks gefdhrdet ist.

Beispiel:

Die Gerichte haben Bestimmungen in Formularmietvertrigen fiir
unwirksam erkldrt, in denen ein generelles Parabolantennenverbot
oder ein Besuchsverbot fiir eine andersgeschlechtliche Person nach
22 Uhr festgelegt wurde.

Unwirksam ist auch eine Klausel, die bestimmt, dass eine Kiindi-
gung nur durch eingeschriebenen Brief erfolgen kann. Auch so-
genannte Abgeltungsklauseln, aufgrund derer die Mietpartei bei
vorzeitiger Beendigung langerfristiger Mietvertrage Zahlungen er-
bringen muss, sind unwirksam.

Gleiches gilt fiir Klauseln, die der Vermieterin oder dem Vermieter
ein uneingeschrinktes Zutrittsrecht zu der Wohnung sichern sol-
len oder nach denen die Mietpartei ein Entgelt fiir die Fiihrung des
Kautionskontos bezahlen soll.

Ungewdhnliche Klauseln, mit denen man nicht zu rechnen braucht,
sind unwirksam.
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Beispiel:
Fiir unwirksam wurde etwa eine Klausel erkldrt, die ungewdhnlich
und liberraschend die Temperatur einer Mietwohnung auf 18 Grad
festlegte.

Ein Tipp:

Lesen Sie einen Formularvertrag genau durch. Sprechen Sie mit
Ihrem Vertragspartner {iber Klauseln, die lhnen unverstandlich er-
scheinen oder von denen Sie den Eindruck haben, dass Sie hier-
durch unangemessen benachteiligt werden. Versuchen Sie in sol-
chen Fillen die Streichung einer derartigen Klausel im Vertragstext
zu erreichen.

Diese strengen Regeln gelten nur fiir Formularmietvertrage. Von den
Vorschriften GUber den Kiindigungsschutz, die Mietkaution, das Recht
der Mietpartei zur Minderung bei Mangeln, den Schutz der Mietpartei
bei Modernisierungen, Eintritt von Familienangehérigen in das Miet-
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verhaltnis oder die Untervermietung eines Teils der Wohnung bei be-
rechtigtem Interesse darf allerdings auch auBerhalb eines Formular-
mietvertrages nicht abgewichen werden.

Vorrang der individuellen Vertragsabrede

Den Vorrang gegeniiber Allgemeinen Geschaftsbedingungen haben
individuelle Vertragsabreden der Parteien des Mietverhdltnisses. Dies
gilt nach der Rechtsprechung auch flir mindliche, individuelle Verein-
barungen - und zwar selbst dann, wenn durch eine Schriftformklausel
im Formularvertrag bestimmt wird, »dass (sogenannte einfache) miind-
liche Abreden unwirksam sind.« Der Nachweis der mindlichen Verein-
barung kann in der Praxis jedoch schwierig sein.

Hinweis:

Etwas anderes ergibt sich auch nicht, wenn in den Allgemeinen Ge-
schaftsbedingungen des Mietvertrags eine sogenannte »qualifizierte«
oder »doppeltex Schriftformklausel enthalten ist (etwa »Nachtrdgliche
Ergéinzungen und Anderungen dieses Mietvertrages sowie ein Abwei-
chen von dieser Formvorschrift beddrfen der Schriftform. Mindliche
Nebenabreden sind nicht getroffend). Kann eine abweichende miind-
liche Individualabrede bewiesen werden, geblihrt ihr nach hdchstrich-
terlicher Rechtsprechung - trotz doppelter Schriftformklausel - der
Vorrang.

3. Die Ubergabe der Wohnung bei Mietbeginn

Ubergabeprotokoll nicht vergessen

Zur Vermeidung von spateren Streitigkeiten sollte bei Ubergabe der
Wohnung ein Protokoll angefertigt werden, das den Zustand der Woh-
nung beschreibt, insbesondere vorhandene Mangel wiedergibt. Auf
diese Weise kann man sich vor unberechtigten Forderungen bei der
Beendigung des Mietverhaltnisses schiitzen.

4. Miethohe

Bei nicht preisgebundenem Wohnraum ist die Héhe der Miete grund-
satzlich frei vereinbar. Sogar nach Abschluss des Mietvertrages kénnen
sich die Vertragsparteien lber eine Erhdhung oder Herabsetzung der
monatlich zu zahlenden Miete formlos verstandigen.
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So kénnen sich die Vertragsparteien, z. B. um eine Kiindigung der Mie-
terseite abzuwenden, auf eine geringere Miete einigen. Von sich aus
kann die Mietpartei die Miete aber nicht herabsetzen, wohl aber min-
dern, sofern das Vorliegen von Mangeln sie hierzu berechtigt (s. S. 34).

Natirlich gibt es Grenzen nach oben: Eine unverhdltnisméBig hohe Mie-
te darf nicht verlangt werden. Dies kann als Mietwucher strafbar sein
oder als Mietpreistiberh6hung als Ordnungswidrigkeit mit einer Geld-
buBe geahndet werden. Zu beachten ist allerdings, dass nicht schon in
jedem Fall einer das iibliche MaB Ubersteigenden Miete von einer Miet-
preistiberhdhung oder gar von Mietwucher ausgegangen werden kann.
Voraussetzung ist neben einer unangemessen hohen Miete auch das
Ausnutzen eines geringen Angebots an vergleichbaren Rdumen (bei der
Mietpreistiberhéhung) bzw. einer Schwichesituation bei der Mietpartei
(beim Mietwucher). Darunter fallen Zwangslagen, Unerfahrenheit, Man-
gel an Urteilsvermdgen oder die erhebliche Willensschwéche der Miet-
partei. Unangemessen hoch ist ein Mietzins, der infolge der Ausnutzung
eines geringen Angebots an vergleichbaren Rdumen die ortsiibliche Ver-
gleichsmiete um mehr als 20 9% Ubersteigt. Derart liberzogene Mieten
fihren zur teilweisen Unwirksamkeit der Absprache (iber die Héhe der
Miete. Die Mietpartei kann den darliber hinausgehenden zu viel gezahl-
ten Betrag zurlickverlangen. Man spricht hier von einer so genannten
rgleitenden Nichtigkeit« der Vereinbarung Gber die Miethdhe.

Beispiel:

Betrdgt die ortsiibliche Miete fiir eine der Wohnung einer Mieterin
vergleichbare Wohnung (GroBe, Lage, Art, Ausstattung und Be-
schaffenheit) in einem Jahr 500 EUR monatlich, hat diese aber
700 EUR bezahlt, kann sie, wenn ihr der Nachweis gelingt, dass der
Vermieter eine der oben genannten Situationen ausgenutzt hat,
100 EUR pro Monat zuriickverlangen (700 EUR minus 500 EUR
ortsiibliche Vergleichsmiete plus 20 %). Hat sich die ortsiibliche
Vergleichsmiete im Folgejahr aber auf 550 EUR erhdht, so hat er
pro Monat nur 40 EUR iiberzahlt.

Mietpreisbremse

Eine Grenze firr die zuldssige Miethéhe bei Mietbeginn kann auch infol-
ge einer sogenannten Mietpreisbremse bestehen. Die Mietpreisbremse
gilt aber nur in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt, die durch
die Landesregierung flir die Dauer von hochstens flinf Jahren bestimmt
werden. Die Landesregierung kann bis zum 31. Dezember 2025 (Anm.:
556d BGB in der ab 01.04.2020 geltenden Fassung durch Artikel 1 G.
v. 19.03.2020 BGBI. | S. 540) durch Rechtsverordnung Gemeinden oder
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Teile davon festlegen, in denen die ausreichende Versorgung der Bevol-
kerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen besonders
gefahrdet ist. Hat sie dies getan, darf die Miete in diesen Gebieten zu
Beginn eines Mietverhiltnisses die ortsubliche Vergleichsmiete hochs-
tens um 10 % Ubersteigen.

Ausnahmen gelten fiir Wohnungen, die nach dem 1. Oktober 2014 erst-
mals genutzt und vermietet werden und bei erstmaliger Vermietung
nach umfassender Modernisierung. Besonderheiten gelten in Féllen, in
denen die Miete, die der vorherige Mieter zuletzt schuldete (Vormiete),
oberhalb der nach der Mietpreisbremse zuldssigen Miete lag, oder in
denen die Vermieterin oder der Vermieter in den letzten drei Jahren
vor Beginn des Mietverhéltnisses ModernisierungsmaBnahmen durch-
geflihrt hat.

In Sachsen hat die Landesregierung die Stadte Dresden und Leipzig zu
Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt erklart, sodass seit dem
1. Januar 2022 in diesen Stadten die Mietpreisbremse gilt.

5.  Staffel- und Indexmiete

Eine Miete kann auch in zukiinftig variabler Héhe festgelegt werden,
namlich als Staffel- oder Indexmiete. Beide Mietvereinbarungen mus-
sen jedoch in Schriftform abgeschlossen werden und k&nnen nicht ein-
seitig von einer Vertragspartei eingeflihrt werden.

Staffelmiete in Schriftform

Bei der Staffelmiete wird vereinbart, dass sich die Miete flir von vorn-
herein bestimmte Zeitrdume verdndert, wobei sie allerdings jeweils
tber einen Zeitraum von einem Jahr unverdndert bleiben muss. Wird
ein Mietvertrag am 15. Januar abgeschlossen und soll sich die Miete
bereits am 1. Januar des Folgejahres um 50 EUR erhéhen, ist die ge-
samte Staffelmietvereinbarung unwirksam. Wichtig ist auch, dass die
Erhdhung in einem festen Betrag ausgewiesen wird, also 50 EUR, nicht
aber etwa 5 9%. Eine Laufzeitbeschrankung firr Staffelmieten gibt es seit
2001 nicht mehr. Die Mietpartei kann das Mietverhaltnis nach den ge-
setzlichen Bestimmungen kiindigen (s. S. 34 ff.). Das Kiindigungsrecht
der Mietpartei kann aber flir die Dauer von hdchstens vier Jahren seit
Abschluss der Staffelmietvereinbarung ausgeschlossen werden. Eine
Méglichkeit, die Staffelmietvereinbarung selbst zu kiindigen, besteht
nicht. Das normalerweise bestehende Sonderkiindigungsrecht der

15 | Inhalt des Mietvertrages



Mietpartei bei Mieterhéhungen (s. S. 26) gilt nicht, wenn die Miete im
Rahmen der Staffelmietvereinbarung zuldssig erhdht wird.

In den von einer Mietpreisbremse betroffenen Gebieten gilt bei jeder
Mietstaffel, dass die Miete die ortsiibliche Vergleichsmiete zuziglich
10 % nicht Ubersteigen darf. MaBgeblich flr die Berechnung der Héhe
der zweiten und aller weiteren Mietstaffeln ist aber nicht die ortsiib-
liche Vergleichsmiete bei Beginn des Mietverhdltnisses, sondern der
Zeitpunkt, zu dem die erste Miete der jeweiligen Mietstaffel fallig wird.

Schutz vor sonstigen Mieterh6hungen

Wahrend der Laufzeit einer Staffelmietvereinbarung ist die Mietpartei
vor Erhéhungen bis zur ortslblichen Vergleichsmiete geschiitzt. Darin
liegt gerade der Sinn einer Staffelmiete. Selbst nach Modernisierungen
kann eine héhere Miete nicht verlangt werden. Fiir beide Vertragspartner
ist damit die kiinftige Entwicklung der Miete voraussehbar.
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Indexmiete

Die Indexmiete ist nichts anderes als eine Mietpreisgleitklausel. Ubri-
gens ist sie die einzig zuldssige. Nach dem vom Statistischen Bundes-
amt ermittelten Preisindex fiir die Lebenshaltung aller privaten Haus-
halte in Deutschland bestimmt sich die gleitende Mieterhdhung. Das
erspart eine Ausrichtung an der ortsiiblichen Vergleichsmiete. Eine
Erhdhung muss der Vermieter aber geltend machen, wobei Textform
(Schreiben, Telefax, E-Mail etc.) ausreicht. Die Vermieterin oder der Ver-
mieter muss in dem Schreiben die eingetretene Anderung des Preis-
index sowie die jeweilige Miete oder die Erhdhung in einem Geldbetrag
angeben. Auch bei der Indexmiete kann eine Erhdhung der Miete immer
erst dann verlangt werden, wenn diese ein Jahr unverdndert geblieben
ist. Mieterh6hungen bis zur ortstiblichen Vergleichsmiete sind ebenfalls
ausgeschlossen. Nur in dem seltenen Fall, dass von der Vermieterseite
bauliche MaBnahmen aufgrund von Umstanden durchflihren sind, die
sie nicht verschuldet hat, ist eine Mieterhdhung auBerhalb der Indexie-
rung durchsetzbar.

In den von einer Mietpreisbremse betroffenen Gebieten gilt die durch
die Mietpreisbremse gesetzte Grenze nur fiir die Ausgangsmiete einer
Indexmietvereinbarung.

6.  Wie setzt sich die Miete zusammen?

Die Miete berechnet sich grundsétzlich nach der sogenannten Grund-
miete und den Betriebskosten einschlieBlich der Heizkosten.

Grundmiete

Die Grundmiete ist die reine Miete fir den Uberlassenen Wohnraum.
Man spricht hier auch von »Nettomiete«. Bei dieser leistet die Miet-
partei zusatzlich flr alle in § 2 Betriebskostenverordnung aufgezdhlten
Betriebskosten Vorauszahlungen, tber die dann periodisch abgerech-
net wird.

Bei der Bruttomiete hingegen deckt die Zahlung auch die Betriebskos-
ten ab; hierliber wird nicht gesondert abgerechnet. Die Betriebskosten
sind nicht einmal gesondert mietvertraglich ausgewiesen, so dass die
Mietparteinicht ersehen kann, in welchem anteiligen Verhaltnis Grund-
miete und Betriebskosten stehen.
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Betriebskosten

Nur bestimmte Betriebskosten konnen umgelegt werden
Betriebskosten sind die Kosten, die der Vermieterseite durch den
bestimmungsgemaBen Gebrauch der Wohnung und des Grundstlckes
seitens der Mietpartei entstehen. Umlagefdhig sind nach den
mafBgeblichen Bestimmungen Kosten fiir

Grundsteuer,

Wasser,

Heizung und Warmwasser,

Entwasserung,

Hausreinigung und Ungezieferbekdmpfung,

StraBenreinigung,

Mdllabfuhr,

Schornsteinfeger,

Gartenpflege,

Aufzug,

Beleuchtung, Hausmeister,

Sach- und Haftpflichtversicherung,

maschinelle Wascheinrichtung usw.

fur Breitbandversorgung bzw. fiir Kabel- und
Antennenversorgung noch bis zum 30. Juni 2024,

wenn die Anlagen vor dem 1. Dezember 2021 errichtet wurden,

I fur den Ausbau einer Gebdudeinfrastruktur mit Glasfaser (Bereit-
stellungsentgelt im Rahmen von § 72 TKMoG sowie Betriebsstrom)

Hinweis zur Kabelgebiihr: Streichung des Nebenkostenprivilegs

Das Nebenkostenprivileg regelt die Umlagefahigkeit der Kabelgebiihren
fur den Kabelanschluss in der Betriebskostenabrechnung. Die
Vermieterin oder der Vermieter kann damit in Mehrfamilienhdusern
die Kosten fir ihre Kabelanschluss-Sammelvertrdge - fir die
die Vermieterseite zundchst selbst aufkommen muss, auf alle
Mieterinnen und Mieter gleichermaBen aufteilen und monatlich
tber die Betriebskosten abrechnen. Mieterinnen und Mieter miissen
so bislang auch dann fiir den gemeinschaftlichen Kabelanschluss
zahlen, wenn sie ihn nicht nutzen. Mit einer Gesetzesdnderung zum
1. Dezember 2021, die Mieterinnen und Mieter entlasten soll, wird
dieses Nebenkostenprivileg aufgegeben (fiir Bestandsvertrdge mit
einer Ubergangsfrist bis zum 1. Juli 2024). Spatestens ab dem 1. Juli
2024 konnen Mieterinnen und Mieter Ihre Fernsehempfangsart frei
wahlen. Damit missen Mieterinnen und Mieter kiinftig nicht mehr fur
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einen TV-Kabelanschluss bezahlen, der aufgrund anderer Alternativen
moglicherweise nicht einmal genutzt wurde.

Die Umlage der Betriebskosten muss aber grundsatzlich vertraglich
vereinbart werden.

Uber den Betriebskostenkatalog in § 2 Betriebskostenverordnung hi-
nausgehende Nebenkosten kdnnen nicht auf den Mieter umgelegt
werden, also z. B. nicht die Kosten einer Hausverwaltung. Der Betriebs-
kostenkatalog ist abschlieBend. Fehlt eine Vereinbarung der Mietver-
tragsparteien, dass bestimmte Betriebskosten zusatzlich zu entgelten
sind, sind die Betriebskosten durch die vereinbarte Miete abgegolten.
Das ist etwa der Fall, wenn im Mietvertrag lediglich vorgesehen ist, dass
die Mietpartei monatlich 250 EUR zu zahlen hat.

Umlegung von Betriebskosten

Nur tatsdchlich entstandene Kosten

Wird keine Betriebskostenpauschale vereinbart, diirfen nur die tatsach-
lich entstandenen Kosten umgelegt werden. Bei zentralen Heizungen
und/oder Warmwasserversorgungsanlagen sind die Vorschriften der
Heizkostenverordnung zu beachten. Danach muss der die Vermieterin
oder der Vermieter 50-70 % der Heizkosten nach Verbrauch umlegen,
den Rest nach dem GroBenverhaltnis der Mietflachen. Bei dlteren Ge-
bduden, die nicht die Anforderungen der Wéarmeschutzverordnung von
1994 erfiillen, mit einer Ol- oder Gasheizung versorgt werden und bei
denen die freiliegenden Leitungen der Warmeverteilung lUberwiegend
geddmmt sind, sind 70 % der Heizkosten verbrauchsabhédngig abzu-
rechnen. Die Heizkostenverordnung ldsst aber eine Vereinbarung zwi-
schen den Vertragsparteien zu, nach der bis zu 100 % der Heizkosten
nach dem tatsachlichen Verbrauch umgelegt werden (§ 10 Heizkosten-
verordnung); demgegendiber ist eine Vereinbarung, wonach weniger als
50 % der Heizkosten nach tatsdchlichem Verbrauch umgelegt werden,
unzuldssig. Werden die Heiz- und Warmwasserkosten entgegen der
Festlequng in der Heizkostenverordnung nicht verbrauchsabhéngig
abgerechnet, kann die Mietpartei 15 % von den ihr in Rechnung ge-
stellten Kosten abziehen.

Umgelegt werden darf nur die tatsdchlich verbrauchte Energie, nicht

z. B. bei Olheizungen der Brennstoff, der zwar schon vom Vermieter
bezahlt, aber noch nicht verbraucht ist.
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Vorauszahlung und Betriebskostenpauschale

Die Umlage der Betriebskosten ist in den Formen der Vorauszahlung
und der Betriebskostenpauschale vorgesehen. Der Unterschied liegt
darin, dass bei einer Vorauszahlung eine spatere Abrechnung uber die
konkret angefallenen Kosten stattfindet. Ist im Mietvertrag neben der
Grundmiete lediglich ein weiterer Betrag fiir die Betriebskosten als
Pauschale ausgewiesen, so féllt diese unabhdngig vom tatsdchlichen
Verbrauch an und eine konkrete Abrechnung nach dem Verbrauch er-
tbrigt sich. An die Vorschriften der Heizkostenverordnung, soweit diese
anwendbar ist, sind die Parteien jedoch gebunden.

Abrechnungsperiode

Die Vorauszahlungen sind jahrlich abzurechnen. Der Abrechnungszeit-
raum kann dabei unabhédngig vom Kalenderjahr festgelegt werden. Die
Abrechnung ist der Mietpartei spatestens 12 Monate nach dem Ende
der Abrechnungsperiode mitzuteilen.

Ausschluss von Nachforderungen und Einwendungen

Ist diese Frist abgelaufen und decken die Vorauszahlungen nicht die
tatsdchlich auf die Wohnung der Mietpartei angefallenen Kosten, ist
deren Verbrauch also héher, kann die Vermieterin oder der Vermieter
keine Nachzahlung mehr verlangen. Liegt die verspdtete Abrechnung
aber darin begriindet, dass z. B. ein Versorgungsunternehmen nicht
zeitnah eine Rechnung gestellt hat, bleibt das Nachforderungsrecht in
voller Héhe erhalten. Die Vermieterseite ist nicht verpflichtet, bereits
feststehende Betriebskosten teilabzurechnen. Allerdings ist auch die
Mietpartei verpflichtet, Einwendungen gegen die Hohe der Betriebs-
kostenabrechnung innerhalb Jahresfrist nach Zugang gegeniiber der
Vermieterseite geltend zu machen. Versdumt sie dies, kann sie spater
nicht mehr mit der Behauptung gehort werden, die Betriebskostenab-
rechnung sei zu hoch ausgefallen, es sei denn, die Mietpartei hat die
verspatete Geltendmachung nicht zu vertreten.

Soweit nichts anderes vereinbart wurde, sind Betriebskosten zunéchst
nach dem Verbrauch und der Verursachung abzurechnen, soweit dies
erfasst wird; sodann sind sie nach dem Anteil der Wohnfldche umzu-
legen. Es gilt also ein FlachenmaBstab; auf die Anzahl der Personen in
der Wohnung kommt es nicht an.

Selbst wenn die Parteien einen anderen UmlegungsmaBstab im Miet-
vertrag vereinbart haben, kann die Vermieterin oder der Vermieter
nachtréaglich, aber vor einer neuen Abrechnungsperiode, eine ver-
brauchsabhdngige Umlegung verlangen. Sind die Betriebskosten bis-
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lang in der Miete enthalten und verlangt die Vermieterin oder der Ver-
mieter eine verbrauchsabhdngige Umlage der Betriebskosten, ist die im
Mietvertrag festgelegte Bruttomiete entsprechend herabzusetzen.

Betriebskostenerhdhung

Haben sich die Betriebskosten erhdht, kann die Vermieterin oder der
Vermieter, soweit dies im Vertrag zugelassen ist, auch eine Erhéhung
der Pauschale verlangen. Bei einer Erm&Bigung der Betriebskosten ist
der Vermieter von sich aus verpflichtet, die Pauschale herabzusetzen.

Sind Betriebskostenvorauszahlungen vereinbart und stellt sich nach
einer Abrechnung heraus, dass die Vorauszahlungen den kiinftig zu er-
wartenden Anteil Ubersteigen oder unterschreiten, so kann jede Partei
eine Anpassung der zuklnftigen Vorauszahlungen auf eine angemes-
sene Hohe verlangen.

Achtung:

Auf ein am 1. September 2001 bestehendes Mietverhéltnis, bei
dem die Betriebskosten ganz oder teilweise in der Miete enthalten
sind, sind diese Regelungen zu Erh&hungen der Betriebskosten
entsprechend anzuwenden. Voraussetzung ist jedoch, dass im
Mietvertrag vereinbart wurde, dass die Mietpartei Erh6hungen zu
tragen hat (Artikel 229 § 3 Abs. 4 EGBGB).

Beachten Sie:

I Die Betriebskostenabrechnung muss alle Positionen aufschlisseln,
uber die abgerechnet wird. Der Verteilerschliissel fiir die Abrech-
nung muss offengelegt werden.

I Die Abrechnung muss in sich verstandlich sein.

I Die Mietpartei hat das Recht, sich bei der Vermieterin oder
dem Vermieter Uber die Zusammensetzung der Abrechnung
zu erkundigen. Unterlagen lber die Aufwendungen, die die
Vermieterseite hatte und die umgelegt werden, sind der
Mietpartei auf Wunsch zugénglich zu machen (Belegeinsicht).
Wird dies der Mietpartei nicht gewdhrt, kann die Vermieterin
oder der Vermieter einen sich aus der Nebenkostenabrechnung
ergebenden Saldo gerichtlich nicht erfolgreich durchsetzen. Bei
Auskunftsverweigerung, kann die Mietpartei auf Auskunft klagen.
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7.  Die Filligkeit der Miete

Die Falligkeit der Miete ist in § 556 b BGB geregelt. Danach ist die Miete
fiir ab 1. September 2001 geschlossene Vertrdge zu Beginn, spatestens
bis zum 3. Werktag des Monats zu entrichten. Damit ist eine auch bis
dahin gédngige und zuldssige Vertragspraxis in das Gesetz ibernom-
men worden. Die Regelung ist aber nicht zwingend. Abweichungen
hiervon sind gestattet. Ist beispielsweise im Mietvertrag vorgesehen,
dass die Miete am Félligkeitstag bereits bei der Vermieterin oder dem
Vermieter eingegangen sein muss, dann hat grundsatzlich die Mietpar-
tei daflir Sorge zu tragen, dass dies rechtzeitig geschieht. Will sie die
Miete Gberweisen, so muss sie Uberweisungszeit beriicksichtigen und
entsprechende Zeit vorher den Auftrag abgeben.

Achtung:

Die Filligkeitsbestimmung gilt nicht, soweit es sich um vor
dem 1. September 2001 abgeschlossene Mietvertrage mit der
Falligkeitsregelung des § 551 BGB (alte Fassung) handelt und
keine anderweitige Vereinbarung getroffen wurde. Nach der
Falligkeitsregelung des § 551 BGB (alte Fassung) ist die Miete erst
im Nachhinein am Ende des Monats zu entrichten.

8.  Die Mieterhohung

Mieterh6hung gegen den Willen der Mietpartei

Eine einseitige Mdglichkeit zur Erhdhung der Miete gibt es fir die Ver-
mieterin oder den Vermieter nur in Ausnahmeféllen. Das ist die Miet-
erhéhung bis zur ortsliblichen Vergleichsmiete oder bei Modernisie-
rung. Die Parteien haben es aber auch in der Hand, Mieterhdhungen fiir
einen bestimmten Zeitraum auszuschlieBen. Dies kann sich sogar aus
den Umstanden ergeben, etwa wenn die Parteien fiir eine bestimmte
Zeit das ordentliche Kiindigungsrecht der Vermieterseite ausgeschlos-
sen und einen festen Mietzins vereinbart haben. Haben die Parteien
eine Staffel- oder Indexmiete vereinbart, darf die Vermieterin oder der
Vermieter keine Mieterhdhung bis zur Vergleichsmiete oder nach Mo-
dernisierung verlangen (s. S. 15).

MieterhShung bis zur Vergleichsmiete
Fristen

Die Voraussetzungen, unter denen der vom Mieter die Zustimmung
zu einer Erhéhung der Miete bis zur ortsiiblichen Vergleichsmiete ver-
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langen werden kann, sind in § 558 BGB geregelt. Eine Erhdhung darf
friihestens ein Jahr nach der letzten Mieterhéhung verlangen werden
und die bisherige Miete muss seit mindestens 15 Monaten unverdndert
sein. Ist also etwa die Miete zum 1. Januar 2019 auf 600 EUR erhéht
waorden, kann die Vermieterin oder der Vermieter erst ab dem 1. Januar
2020 eine Erhdhung zum 1. April 2020 verlangen.

Ortsiibliche Vergleichsmiete

Der verlangte Mietzins darf die ortsiibliche Vergleichsmiete nicht Gber-
steigen. Darunter versteht man die Ublichen Entgelte, die in der Ge-
meinde oder einer vergleichbaren Gemeinde fiir Wohnraum vergleich-
barer Art, GroBe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage einschlieBlich
der energetischen Ausstattung und Beschaffenheit in den letzten sechs
Jahren vereinbart worden sind.

Kappungsgrenze

Die Miete darf sich innerhalb von drei Jahren nicht um mehr als 20 %
erhéhen (Kappungsgrenze). Nicht in die Kappungsgrenze eingerechnet
werden Mieterhdhungen nach Modernisierungen sowie wegen gestie-
gener Betriebskosten.

Bei der Kappungsgrenze ist zu beachten, dass die ortsibliche Ver-
gleichsmiete die Obergrenze bildet. Betrdgt die bisherige Miete 600
EUR, so darf der Vermieter nicht einfach die 20 % ausschopfen und
eine Miete von 720 EUR verlangen, wenn die ortsiibliche Vergleichs-
miete nur bei 650 EUR liegt.

Hat die Landesregierung durch Rechtsverordnung Gemeinden oder
Teile von Gemeinden bestimmt, in denen die ausreichende Versorgung
der Bevélkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen
besonders gefdhrdet ist, betrdgt die Héhe der Kappungsgrenze lediglich
15 %. In Sachsen hat die Landesregierung von der Erméachtigung bis-
lang nur flr Dresden und seit Januar 2018 auch fiir Leipzig Gebrauch
gemacht. Dort betrdgt die Kappungsgrenze bis zum 30. Juni 2025 also
15 %.

Begriindungsmittel fiir Mieterh6hung

Die Vermieterseite muss die Mieterhéhung in Textform (Schreiben,
Telefax, E-Mail etc.) geltend machen und darlegen, dass die verlangte
hohere Miete ortstblich ist (Begriindung). Hierfir stehen verschiedene
Begriindungsmittel zur freien Auswahl. Zundchst kann sich die Vermie-
terin oder der Vermieter auf einen Mietspiegel oder einen qualifizierten
Mietspiegel beziehen. Fin Mietspiegel ist eine Ubersicht tber die orts-
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iibliche Vergleichsmiete, soweit die Ubersicht von der Gemeinde oder
von Interessenvertretern der Vermieter- und Mieterseite gemeinsam
erstellt oder anerkannt worden ist.

Qualifizierter Mietspiegel

Hingegen ist ein qualifizierter Mietspiegel ein solcher, der nach
anerkannten wissenschaftlichen Grundsdtzen erstellt und von
der Gemeinde oder von Interessenvertretern der Vermieter- und
Mieterseite anerkannt worden ist. Der qualifizierte Mietspiegel ist im
Abstand von zwei Jahren der Marktentwicklung anzupassen und nach
vier Jahren vollstdndig neu zu erstellen. Aufgrund dessen bietet der
qualifizierte Mietspiegel eine Richtigkeitsgewahr. Fiir die Vermieterin
oder den Vermieter ist er ein glinstiges Begriindungsmittel, denn es
wird vermutet, dass die darin bezeichneten Entgelte die ortsiibliche
Vergleichsmiete wiedergeben. Dies hat zur Folge, dass die Mietpartei
im Prozess darlegen und beweisen muss, dass die darin bezeichneten
Entgelte unrichtig sind.

Ferner kann die Vermieterin oder der Vermieter Bezug nehmen auf eine
von der Gemeinde oder Interessenvertretern der Vermieter- und Mie-
terseite gemeinsam geflihrte oder anerkannte Mietdatenbank. Solche
spielen allerdings in der Praxis nur eine untergeordnete Rolle.

Ein Erh6hungsverlangen kann auch auf ein mit Griinden versehenes Gut-
achten eines dffentlich bestellten und vereidigten Sachverstdndigen ge-
stlitzt werden. Ferner besteht die Mdglichkeit drei Vergleichswohnungen
zu benennen; hierbei ist es nicht ausgeschlossen, dass es sich um eigene
Wohnungen der Vermieterin oder des Vermieters handelt.

Pflicht des der Vermieterin oder des Vermieters, die Werte eines
qualifizierten Mietspiegels anzugeben

Allerdings ist zu beachten: Unabhédngig mit welchem Begriindungs-
mittel die Vermieterseite die Hohe der ortsiiblichen Vergleichsmiete
darlegt, muss sie, soweit ein qualifizierter Mietspiegel vorhanden ist,
im Mieterhdhungsverlangen die darin enthaltenen Angaben der Miet-
partei mitteilen.

Nachholen im Prozess

Zu beachten ist ferner: Genligt ein Mieterh6hungsverlangen den eben
aufgezeigten Anforderungen nicht, kann die Vermieterin oder der
Vermieter im Prozess ein neues Erhdhungsverlangen stellen oder die
Méngel des bisherigen beheben. Fiir die Mietpartei [duft dann erst die
Zustimmunagsfrist.
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Reaktionsmdglichkeiten der Mieterin oder des Mieters

Die Mietpartei hat verschiedene Mdoglichkeiten, auf das
Mieterhdhungsverlangen zu reagieren. Zundchst wird ihr eine
Uberlegungsfrist bis zum Ende des 2. Kalendermonats, der auf den
Zugang des Mieterhdhungsverlangens folgt, eingerdumt. Innerhalb
dieser Frist kann sie z. B. der Mieterhdhung zustimmen. Der erhohte
Mietzins wird dann von Beginn des 3. Kalendermonats an geschuldet, der
aufden Zugang des Erhdhungsverlangens folgt. Geht der Mietparteialso
ein Verlangen auf Mieterhdhung am 15. Januar zu, hat sie Frist bis zum
31. Mérz, um die Zustimmung zu erkldren. Die héhere Miete schuldet
sie bei Zustimmung ab dem 1. April.

Teilzustimmung

Halt die Mietpartei beispielsweise ein Mieterhdhungsverlangen in
Héhe von 100 EUR fur tberhdht, sieht aber ein solches von 50 EUR
als gerechtfertigt an, so kann sie ihre Zustimmung auch nur zu
einer Erhdhung von 50 EUR erklaren. Dann schuldet sie im obigen
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Beispielsfall zum 1. April nur eine um 50 EUR erhdhte Miete. Es ist
dann Vermietersache, ob es mit dieser erh6hten Miete sein Bewenden
hat oder aber die Zustimmung der Mietpartei fir den Restbetrag der
verlangten Erh6hung einklagt werden soll.

Sonderkiindigungsrecht der Mieterin oder des Mieters

Oder: die Mietpartei halt die Mieterndhung zwar fiir gerechtfertigt,
ihr wird die Sache aber zu teuer. Dann besteht die Mdglichkeit, das
Mietverhltnis auBerordentlich zum Ablauf des liberndchsten Monats
zu kiindigen. Es ist jedoch wichtig, dass die Kiindigung innerhalb
der Uberlegungsfrist ausgesprochen wird, ansonsten treten die
Rechtswirkungen nicht ein. Im Beispielsfall misste die Mietpartei
spatestens am 31. Marz kiindigen und die Kiindigung wiirde dann zum
31. Mai wirksam. Bis zum Ende der Mietzeit schuldet die Mietpartei nur
die urspringlich vereinbarte Miete.

Klagefrist fiir die Vermieterin oder den Vermieter von drei Monaten
AuBert sich die Mietpartei innerhalb der Uberlegungsfrist nicht oder
verweigert sie ihre Zustimmung, erfolgt zundchst keine Mieterhéhung.
Die Vermieterin oder der Vermieter muss dann innerhalb von drei
Monaten nach Ablauf der Uberlegungsfrist Klage auf Erteilung
der Zustimmung erheben. Im Prozess wird dann gepriift, ob das
Erhdhungsverlangen berechtigt, also die verlangte Miete ortsiblich
ist. Gibt das Gericht der Klage statt, so ist die erhdhte Miete ab dem
vorgesehenen Erhéhungstermin zu zahlen. Hat die Vermieterin oder der
Vermieter hingegen die Klage verspéatet, also nicht innerhalb der Drei-
Monatsfrist nach Ablauf der Uberlegungsfrist eingereicht, wird die Klage
abgewiesen, weil das Mieterhdhungsverlangen dann seine Wirksamkeit
verloren hat, selbst wenn es an sich berechtigt gewesen wére. Der
Vermieterin oder dem Vermieter bleibt dann nichts anderes (ibrig, als zu
einem spateren Termin erneut eine Mieterhdhung zu verlangen.

Mieterhhung nach Modernisierung

Eine Mieterhdhung ist zuldssig, wenn ModernisierungsmaBnahmen
durchgefiihrt wurden. Modernisierungen sind bauliche Verdnderungen,
die zum Beispiel dazu fiihren, dass Endenergie in Bezug auf die
Mietsache nachhaltig eingespart wird, der Wasserverbrauch nachhaltig
reduziert wird, der Gebrauchswert der Mietsache nachhaltig erhéht
wird oder sich die allgemeinen Wohnverhaltnisse auf Dauer verbessern.

Beispiele:

Einbau von Bidern, Toiletten, EnergiesparmaB3nahmen, z. B. Um-
stellung auf Zentralheizung oder Einbau warmeisolierender Fenster
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oder die vielfach in Altbauten durchgefiihrten MaBnahmen: Ver-
starkung der Elektrosteigleitung (Mietparteien wird eine hdhere
Stromentnahme ermaglicht), Verlegen neuer Kaltwasserleitungen.

Voraussetzung flr eine Mieterhdhung ist zunachst, dass die Mietpartei
die bauliche MaBnahme zu dulden hat. ModernisierungsmaBnahmen
missen etwa dann nicht geduldet werden, wenn diese flir die
Mietpartei, ihre Familie oder einen anderen Angehdrigen ihre
Haushalts eine Harte bedeuten wiirden, die auch unter Wiirdigung der
berechtigten Interessen der Vermieterseite und anderen Mietparteien
in dem Gebdude sowie von Belangen der Energieeinsparung und
des Klimaschutzes nicht zu rechtfertigen ist. In dieser Abwdgung
sind unter anderem die vorzunehmenden Arbeiten, die baulichen
Folgen und vorausgegangene Aufwendungen der Mietpartei zu
berticksichtigen. Drei Monate bevor die Vermieterin oder der Vermieter
eine Modernisierung durchfiihrt, ist diese der Mietpartei anzukiindigen.
Dabei hat sind deren Art, der voraussichtliche Umfang in den
wesentlichen Zligen, der voraussichtliche Beginn, die voraussichtliche
Dauer und der Betrag der zu erwartenden Mieterhdhung sowie die - je
nach gewdhlten Verfahren - voraussichtlichen kiinftigen Betriebskosten
mitzuteilen. Unzureichend sind Angaben: »voraussichtlich im Sommer
fiir ca. zwei bis vier Wochen« oder »relativ kurzfristige. Die Umstande,
die fiir die Mietpartei eine Harte im Hinblick auf die Duldung oder
die zu erwartende Mieterhdhung begriinden, muss die Mietpartei
der Vermieterin oder dem Vermieter grundsatzlich bis zum Ablauf
des Monats, der dem Zugang der Modernisierungsankiindigung
folgt, in Textform mitteilen. Die Vermieterin oder der Vermieter soll
in der Modernisierungsankiindigung auf die Form und die Frist eines
solchen Hérteeinwands hinweisen. Wird dies versdumt, gelten fiir den
Harteeinwand der Mietpartei keine Form- und Fristanforderungen.
Hat die Mietpartei einen Harteeinwand erhoben und stellt eine
Mieterhdhung fiir diese eine besondere wirtschaftliche Harte dar, die
auch unter Wiirdigung der berechtigten Vermieterinteressen nicht zu
rechtfertigen ist, ist eine Mieterhdhung ausgeschlossen.

Durchfiihrung der Modernisierungsmaf3nahmen

Andern in Liegen alle genannten Voraussetzungen vor, muss die
Mietpartei die ordnungsgemaB angekiindigte Modernisierung dulden.
Im Falle der Verweigerung darf die Vermieterin oder der Vermieter aber
nicht einfach mit der MaBnahme beginnen, sondern muss Klage auf
Duldung erheben. Verweigert die Mietpartei die Duldung zu Unrecht,
so kann dies unter Umstdnden zur Schadensersatzpflicht gegenlber
der Vermieterin oder dem Vermieter fiihren.
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AuBerordentliches Kiindigungsrecht

Die Mitteilung muss zumindest in Textform erfolgen. Nach der
Mitteilung ist die Mietpartei berechtigt, auBerordentlich zum
Ablauf des Uberndchsten Monats zu kindigen. Die Kiindigung
muss bis zum Ablauf des Monats erfolgen, der auf den Zugang der
Modernisierungsankiindigung folgt. Geht der Mietpartei also am
15. Januar die Mitteilung tber eine Modernisierung zu, so muss sie sich
bis zum 28. Februar entscheiden, ob er kiindigt. Die Kiindigung beendet
dann das Mietverhaltnis zum 31. Mérz.

Modernisierungsumlage

Nach der Modernisierung kann die Vermieterin oder der Vermieter
die Jahresmiete um 8 % der auf die Wohnung entfallenden
Modernisierungskosten erhéhen. Im Fall des erstmaligen Anschlusses
einer Wohnung durch Glasfaser an ein &ffentliches Netz mit sehr hoher
Kapazitdt durch den Vermieter ist eine Mieterhbhung nur zuléssig,
wenn der Mieter einen Anbieter von Diensten (iber den errichteten
Anschluss frei wahlen kann.

Sind die baulichen MaBnahmen fiir mehrere Wohnungen durchgefiihrt
waorden, so sind die Kosten angemessen auf die einzelnen Wohnungen
aufzuteilen. Beim Einbau einer Zentralheizung ist eine Umlage auf
die einzelnen Wohnungen nach dem Wohnfldchenanteil zuldssig. Auf
die Kosten sind jedoch Drittmittel (z. B. ein zinsloses Mieterdarlehen)
sowie alle Leistungen zum Zwecke der Modernisierung aus &ffentlichen
Mitteln anzurechnen.

Eine Begrenzung fiir ein Mieterh6hungsverlangen nach Moderni-
sierung sieht das Gesetz in § 559 Absatz 3a BGB vor:

Hiernach darf sich die monatliche Miete innerhalb von sechs Jahren
(von Mieternéhungen bis zur ortstblichen Vergleichsmiete und
Verdnderungen der Betriebskosten abgesehen), nicht um mehr als
3 EUR je Quadratmeter Wohnflache erhéhen. Betrdgt die monatliche
Miete vor der Mieterh6hung weniger als 7 EUR pro Quadratmeter
Wohnflache, so darf sie sich nicht um mehr als 2 EUR je Quadratmeter
Wohnflache erhdhen.

Achtung: Eine zeitliche Begrenzung der Mieterhdhung im Zusam-
menhang mit Modernisierungskosten bis zur PAmortisierung« sieht

das Gesetz nicht vor.

Die Erh6hung muss die Vermieterin oder der Vermieter wiederum in
Textform erklaren. Erst wenn die bauliche MaBnahme fertiggestellt
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wurde, darf eine Erhdhung erklart werden. Dabei sind in der Erkldrung
die Erhéhung aufgrund der entstandenen Kosten zu berechnen und
zu erldutern. Die Angabe eines pauschalen Gesamtbetrages reicht
nicht. Die Mietpartei schuldet die erhdhte Miete mit Beginn des
dritten Monats nach dem Zugang dieser Erklarung. Ist die Vermieterin
oder der Vermieter allerdings der Pflicht nicht nachgekommen,
drei Monate vor Beginn der Modernisierung der Mietpartei die
ModernisierungsmaBnahmen einschlieBlich der zu erwartenden
Mieterhdhung ordnungsgemaB mitzuteilen oder (bersteigt die
tatsdchliche Mieterhdhung die mitgeteilte um mehr als 10 9%,
verldngert sich die Frist um sechs Monate. Geht also der Mietpartei
die ordnungsgemaBe Erhdhungserklarung am 15. Januar zu, schuldet
sie die erhdhte Miete ab dem 1. April. Im zweiten Fall schuldet sie die
erhéhte Miete erst zum 1. Oktober.

Auch hier gilt, dass die Mietpartei nach Geltendmachung der Miet-
erhohung nach erfolgter Modernisierung bis zum Ablauf des zweiten
Monats nach dem Zugang der Erkldrung das Mietverhdltnis auBeror-
dentlich zum Ablauf des Gberndchsten Monats kiindigen kann. Im Falle
der Kiindigung tritt die Mieterhdhung nicht ein.

Achtung: Das »vereinfachte Verfahren« zur erleichterten Durch-
fiihrung kleinerer Modernisierungsmaf3nahmen

Nach § 559c BGB ist es der Vermieterin oder dem Vermieter bei Mo-
dernisierungsmaBnahmen, deren Investitionsvolumen maximal 10.000
EUR pro Wohnung betrdgt, mdglich, eine Modernisierungsmieterho-
hung nach einem »vereinfachten Verfahren« durchzufiihren. Dann
mussen pauschal 30 % fur erforderliche ErhaltungsmaBnahmen (hypo-
thetische Instandhaltungs-/Instandsetzungskosten) von dem geltend
zu machenden Betrag abgezogen werden.

Aufgrund der Pauschalierung entféllt dann die Notwendigkeit, Ermitt-
lungen zu den erforderlichen ErhaltungsmaBnahmen anzustellen. Zu-
dem wird einem Streit mit der Mietpartei zu der Frage, ob die Kosten
fur ErhaltungsmaBnahmen zutreffend ermittelt worden sind, durch die
Pauschalierung vorgebeugt.

Als weitere Vereinfachungen (fur die Vermieterseite) sind zu erwéhnen,

dass

I ein wirtschaftlicher Harteeinwand der Mietpartei gegen die Er-
héhung der Miete nicht in Betracht kommt,

29 | Inhalt des Mietvertrages



I Vorteile zinsverbilligter oder zinsloser Darlehen aus &ffentlichen
Haushalten nicht von den Kosten der ModernisierungsmaBnah-
me(n) abgezogen werden miissen,

I in der Mieterhdhungserklarung (in der die Wahl des vereinfachten
Verfahrens mitzuteilen ist) gem. § 555¢ BGB das Erfordernis dazu
entfillt, Angaben Uber die voraussichtlich kiinftigen Betriebskosten
zu machen.

Die Anwendung des vereinfachten Verfahrens fiihrt aber auch dazu,
dass die Vermieterin oder der Vermieter dann fir die ndchsten fiinf
Jahre nach dem Zugang der Mieterhdhungserklarung im vereinfachten
Verfahren grundsatzlich keine weitere »reguldre« Mieterhéhung nach
ModernisierungsmaBnahmen mehr geltend machen kann.

Hierflir gelten aber zwei Ausnahmetatbestdnde:

I Zum einen, wenn die Vermieterin oder der Vermieter die Moder-
nisierungsmaBnahme aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung
durchflihren musste und diese bei der Geltendmachung der Miet-
erhéhung (im vereinfachten) Verfahren nicht kannte oder kennen
musste.

I Zum anderen, wenn die ModernisierungsmaBnahme auf dem Be-
schluss einer Wohnungseigentiimergemeinschaft basiert, der erst
zwei Jahre nach Zugang der Mieterhdhungserklarung gefasst wurde.

Der Vermieterin oder dem Vermieter bleibt dann innerhalb dieses Zeit-
raums nur die Mdglichkeit einer weiteren Mieterh6hung im vereinfach-
ten Verfahren, sofern wegen der bereits erfolgten Mieterh6hung nicht
bereits die Beitrags 10.000 EUR ausgeschdpft worden ist.

Immer zuldssig: Instandhaltung

Instandhaltung ist keine Modernisierung

Modernisierung ist von Instandhaltung zu unterscheiden. Die Instand-
haltung dient der Sicherung oder Wiederherstellung des vertraglichen
Zustandes der Wohnung, die Modernisierung der Verbesserung. Die
Mietpartei muss InstandhaltungsmaBnahmen immer dulden, die Ver-
mieterseite ist aber nicht berechtigt, die Instandhaltungskosten auf die
Mietparteien umzulegen.

Dies gilt sowohl flr die Kosten bereits félliger ErhaltungsmaBnahmen

als auch - nach aktueller hochstrichterlicher Rechtsprechung - fiir erst
spater féllig werdende ErhaltungsmaBnahmen. Die Vermieterin oder
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der Vermieter muss also in jedem Fall darlegen, in welchem Umfang
InstandsetzungsmaBnahmen in der ModernisierungsmaBnahme ent-
halten sind: Entweder weil derartige Arbeiten bereits fallig sind oder
weil die Vermieterin oder der Vermieter sich entsprechend der aktuellen
Rechtsprechung die anteiligen, noch nicht falligen Arbeiten anrechnen
lassen muss.

Um Instandhaltung handelt es sich z. B., wenn undichte Fenster ab-
gedichtet werden, um Modernisierung, wenn dichte Fenster durch
Isolierglasscheiben ersetzt werden. Werden undichte Fenster durch
Isolierglasscheiben ersetzt, so ist der Gesamtaufwand in einen Instand-
haltungs- und Modernisierungsaufwand zu zerlegen. Nur der letztere
berechtigt zur Umlage.

Schutz gegen »Herausmodernisieren«

Zur Bekdmpfung des »bewussten Herausmodernisierens« durch die
Vermieterin oder den Vermieter enthalt das Gesetz nunmehr Beweis-
erleichterungen flir die Mietpartei insbesondere bei der Verfolgung von
Schadensersatzanspriichen gegen die Vermieterin oder den Vermieter.
Erfasst sind dabei vier Varianten, die sich auf Verhaltensweisen der
Vermieterseite im Zusammenhang mit der Ankiindigung oder Durch-
fuhrung baulicher Veranderungen beziehen, die aus Sicht des Gesetz-
gebers eine Pflichtverletzung - insbesondere in Form eines »Heraus-
modernisierens« - nahelegen.

Hier sind unter anderem Félle erfasst, in denen mit einer angekiindig-
ten BaumaBnahme (ber den Zeitraum von zwdlf Monaten nicht be-
gonnen wurde. Denn die Ankiindigung einer BaumaBnahme, mit der
nicht begonnen wird, ldsst vermuten, dass die Arbeiten gar nicht ernst-
haft beabsichtigt waren und nur deshalb angekiindigt wurden, um die
Mietpartei zur Kiindigung zu veranlassen, um den befiirchtet massiven
Belastigungen durch die Bauarbeiten und vor allem einer erheblichen
Mieterhdhung zu entgehen. Das Gleiche gilt auch bei einem zw6lfmo-
natigen Baustillstand.

9.  Reparaturen und Mingel

Rechtslage bei Reparaturen

Reparaturen — Sache der Vermieterin oder des Vermieters
Grundsatzlich gilt: Die Vermieterin oder der Vermieter missen die

Wohnung in vertragsgemdBen Zustand halten, also alle Reparaturen -
auch Schénheitsreparaturen - durchfiihren.
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Abweichende Vereinbarungen moglich

Aber: Einzelvereinbarungen, nach denen die Mietpartei bestimmte
Arbeiten tlbernimmt und sich zu Schonheitsreparaturen (v. a. Streichen,
Tapezieren) in bestimmten Abstinden verpflichtet, sind rechtlich
grundsatzlich maglich.

Dabei ist zu beachten:

I FormularméBige Klauseln mit dem Inhalt »Kleinreparaturen
ubernimmt der Mieter« sind unwirksam. Kleinreparaturklauseln
sind nur dann wirksam, wenn die Kostenlast der Mietpartei auf
Gegenstande begrenzt ist, die ihren hdufigen Zugriff unterliegen,
die Kleinreparatur selbst betragsmaBig definiert und eine
Hochstgrenze fiir den Fall vorgesehen ist, dass innerhalb eines
bestimmten Zeitraumes - etwa binnen eines Jahres - mehrere
Kleinreparaturen anfallen. Eine zuldssige Obergrenze ist gesetzlich
nicht festgelegt, sondern wird im Einzelfall von den Gerichten
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bestimmt. Gegenwartig gilt als gesichert, dass eine Héchstgrenze
von 100 EUR angemessen ist. In den letzten Jahren zeichnet sich
aber bereits die Tendenz in der Rechtsprechung ab, auch eine
Héchstgrenze von 120 EUR noch als zuldssig zu erachten.
Geschmacksvorschriften und Fachhandwerkerklauseln (d. h. die
Verpflichtung der Mietpartei zur Beauftragung eines bestimmten
Handwerkers) sind unwirksam.

Beispiel:
Im Mietvertrag ist eine Klausel enthalten, die besagt, dass die Mie-
terin Schaden bis zu 100 EUR durch die Firma »Griindlich & Co.«
zu beheben hat.
Auch wenn die Mieterin den Formularmietvertrag mit dieser Klau-

sel unterschrieben hat, braucht sie sich daran nicht zu halten. Die-

se Klausel ist ndmlich aus zwei Griinden nichtig: Sie enthalt keine

genaue Definition des Begriffs »Schiden« und eine unwirksame
Fachhandwerkerklausel.

Ein bestimmter Fristenplan, wonach Kiiche, Bad und Dusche alle
drei Jahre, Wohn- und Schlafrdume, Flur, Diele und Toilette alle
funf Jahre sowie alle anderen Rdume alle sieben Jahre zu renovie-
ren sind, ist grundsatzlich nicht zu beanstanden. In einem Formu-
larmietvertrag ist eine entsprechende Klausel jedoch unwirksam,
wenn sie den tatsdchlichen Renovierungsbedarf unberiicksichtigt
|asst. Aber auch eine flexibel und bedarfsorientiert ausgestaltete
Schénheitsreparaturklausel ist unwirksam, wenn die Wohnung
der Mietpartei unrenoviert oder renovierungsbediirftig tbergeben
wird, ohne dass er dafiir einen Ausgleich erhalt. Die Mietpartei
kann in diesem Fall (Uberlassung im unrenovierten Zustand) von
der Vermieterin oder dem Vermieter die Durchfiihrung konkret
bezeichneter Schonheitsreparaturen verlangen, sie oder er muss
sich aber andererseits in angemessenem Umfang an den dafir
erforderlichen Kosten beteiligen. Soweit nichts Besonderes vorliegt,
wird dies regelmaBig - nach neuester hdchstrichterlicher Recht-
sprechung - eine hélftige Kostenteilung bedeuten.

Eine Regelung in einem von Vermieterseite verwandten
Formularmietvertrag tber Wohnraum, wonach die

Mietpartei verpflichtet ist, die Mietrdume bei Beendigung des
Mietverhaltnisses unabhédngig vom Zeitpunkt der Vornahme

der letzten Schdnheitsreparaturen renoviert zu Gbergeben,

ist unwirksam. Zudem ist eine Formularklausel unwirksam,

die die Mietpartei bei Mietende zur Zahlung eines allein vom
Zeitplan abhdngigen Anteils an den Kosten fiir noch nicht fallige
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Schonheitsreparaturen nach feststehenden Prozentsédtzen auch
dann verpflichtet, wenn ein diesem Kostenanteil entsprechender
Renovierungsbedarf aufgrund des Zustands der Wohnung noch
nicht gegeben ist.

Besonderheit fiir Mietvertrdge, die vor dem 2. Oktober 1990 nach
dem Recht der ehemaligen DDR geschlossen wurden

Auch fiir Mietverhaltnisse, die schon am 2. Oktober 1990 bestanden,
gelten grundsatzlich die Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs.
Allerdings werden die im Mietvertrag enthaltenen Regelungen weiter-
hin nach dem Recht der ehemaligen DDR ausgelegt. Bei einer Formu-
lierung wie »Fur die malerméaBige Instandhaltung wahrend der Dauer
des Mietverhaltnisses ist der Mieter verantwortlich« ist deshalb anzu-
nehmen, dass die Mieterin oder der Mieter verpflichtet ist, wahrend
des Mietverhaltnisses die laufende malermaBige Instandhaltung vor-
zunehmen bzw. zu veranlassen und zu finanzieren. Bei der Einhaltung
dieser Pflicht ergeben sich bei der Beendigung des Mietverhaltnisses
keine weiteren Verpflichtungen.

10. Mietminderung bei Mangeln

Bei Mangeln: Recht auf Mietminderung

Die Vermieterin oder der Vermieter trdgt die Verantwortung fiir den
vertragsgemaBen Zustand der Mietsache, es sei denn, ein Mangel wur-
de von der Mietpartei verursacht.

Das bedeutet: Ist eine Mietsache nicht in ordnungsgeméaBem Zustand,
so kommt eine Minderung der Miete in Betracht. Der Umfang der Miet-
minderung richtet sich nach der Schwere des Mangels. Es empfiehlt
sich, vorher fachkundigen Rat einzuholen.

Achtung:
Von der Mietminderung ist die Bruttomiete betroffen.

Der Anspruch auf Minderung besteht ab dem Zeitpunkt des Vorliegens
des Mangels. Wird eine energetische Modernisierung durchgefiihrt, so
kann die Mietpartei wegen Beeintrdchtigungen fir die ersten drei Mo-
nate jedoch keine Minderung verlangen. Ubernimmt die Mietpartei eine
mangelhafte Wohnung, obwohl sie den Mangel kennt, kann sie ihr Min-
derungsrecht nur geltend machen, wenn sie sich dies bei der Ubernah-
me vorbehalt. Zeigt sich ein Mangel erst im Laufe der Mietzeit, muss sie
die Vermieterseite unterrichten und Gelegenheit geben, den Mangel zu
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beseitigen. Zahlt die Mietpartei nach der Mangelanzeige weiterhin tiber
langere Zeit die Miete ungekirzt und vorbehaltlos, kann sie ihr Minde-
rungsrecht verlieren. Zeigt sie den Mangel schon gar nicht erst an, steht
ihr auch kein Minderungsrecht zu. Entsteht der Vermieterin oder dem
Vermieter durch eine unterlassene oder verspatete Mangelanzeige ein
Schaden, kann sich die Mietpartei schadensersatzpflichtig machen.

Das Recht auf Mietminderung kann nicht im Mietvertrag ausgeschlos-
sen werden.

Beispiele fiir Mdngel, die zu Mietminderungen berechtigen:

1 die Wohnung ladsst sich aufgrund eines Defekts an der
Heizungsanlage im Winter praktisch nicht beheizen,

I bei starken Uberschwemmungsschiden,

I bei extremer Larmbeldstigung durch Bauarbeiten,

I bei einer Undichtigkeit aller Fenster, die zu Feuchtigkeit in
der Wohnung fiihrt,

1 Unbenutzbarkeit der Badewanne, Hellhorigkeit der Rdume,

1 Feuchtigkeit im Keller, die zu einer beschrankten Nutzungs-
moglichkeit der Kellerrdume fiihrt

Die Minderungsquoten héngen dabei vom von der Stdrke der Beein-
trachtigung des Gebrauchs der gemieteten Wohnung sowie den wei-
teren individuellen Umstanden des Einzelfalles ab, sodass sich die von
der Rechtsprechung fiir die angegebenen Beispielsfalle angesetzten
Minderungsquoten von Fall zu Fall unterscheiden kdnnen. Bevor die
Mietpartei die Miete mindert, sollte sie hinsichtlich der anzusetzenden
Quote daher fachlichen Rat einholen.
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1V. Die Kiindigung

1. Maoglichkeiten der Kiindigung

Mietverhaltnisse kdnnen durch eine ordentliche und durch eine auBer-
ordentliche fristlose Kiindigung aus wichtigem Grund beendet werden.
Daneben kennt das Gesetz noch die auBerordentliche Kiindigung mit
einer gesetzlichen Frist; dies sind Sonderkiindigungsrechte. Letztere
sind etwa gegeben, wenn die Erlaubnis zur Untervermietung verwei-
gert wird oder bei Mieterh6hungen.

Grundsatzlich gilt: Eine Kiindigung zum Zweck der Mieterhdhung ist
unwirksam.

Beachten Sie:

Eine Kiindigung muss immer schriftlich erfolgen, also eigenhdndig von
allen Mietern bzw. Vermietern unterschrieben werden. Ein Fax, eine
Kopie des Schreibens, eine einfache E-Mail (ohne qualifizierte elektro-
nische Signatur nach dem Signaturgesetz) oder gar eine SMS reichen
zur Einhaltung der Form nicht aus. Auch eine Stellvertretung kommt
in Betracht; dann muss dem Kiindigungsschreiben in der Regel eine
Vollmachtsurkunde im Original beigefligt werden, ansonsten darf die
Kindigung unter Umsténden allein wegen des Fehlens dieser Urkunde
zurlickgewiesen werden.

Sind an dem Mietverhéltnis mehrere Personen beteiligt, kann die Kin-
digung nur von allen bzw. gegeniiber allen erfolgen.

Ist zur Kindigung ein bestimmter Grund erforderlich, so ist dieser
Grund mdglichst genau und detailliert in dem Kiindigungsschreiben
anzugeben. Geschieht dies nicht, oder nicht ausreichend, besteht die
Gefahr, dass die Kiindigung alleine wegen dieser fehlenden Angaben im
Schreiben als nicht wirksam angesehen wird. Ist eine Kiindigung bereits
aus diesen formellen Griinden unwirksam, kann sie nachtréaglich nicht
nachgebessert werden, auch wenn der Kiindigungsgrund tatséchlich
bestand. Soll der Vertrag gleichwohl beendet werden, muss dann er-
neut gekiindigt werden.
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2. Fristlose Kiindigung

Fristlose Kiindigung aus wichtigem Grund

Fristlose Kiindigungen sind firr beide Vertragsparteien zuldssig, wenn
sich der Vertragspartner so schwerwiegende Vertragsverletzungen zu
Schulden kommen l3sst, dass dem anderen die Fortsetzung des Miet-
verhaltnisses nicht zuzumuten ist.

Fristlose Kiindigung durch die Vermieterin oder den Vermieter
Oftmals ist eine fristlose Kiindigung erst dann zuldssig, wenn vorher
eine Frist zur Abhilfe gesetzt bzw. der Vertragspartner abgemahnt
wurde.

Beispiele:

1 Der Mieter nutzt die Wohnung vertragswidrig, indem er sie
vollstdndig ohne Genehmigung des Vermieters umbaut. Fiir
diesen Fall kann der Vermieter dem Mieter fristlos kiindigen,
wenn er ihn zuvor aufgefordert hatte, den alten Zustand
wiederherzustellen und der Mieter dies verweigert hat. Ohne
diese vorherige Abmahnung wiare die Kiindigung in der Regel
unwirksam.

1 Die Mieterin vernachldssigt die Mietsache in erheblichem
MaBe, sodass Schaden einzutreten drohen oder sie iliberldsst
sie unbefugt einem Dritten.

I Der Mieter bezahlt zweimal hintereinander die Miete nicht
oder er zahlt in zwei Monaten nur Teilbetrdge, sodass er mit
einem nicht unerheblichen Teil der Miete in Verzug ist. Dies
wird angenommen, wenn der Riickstand die Miete fiir einen
Monat iibersteigt. In diesem Fall liegt ein zur Kiindigung be-
rechtigender Zahlungsverzug vor. Das Gleiche gilt auch, wenn
der Mieter liber einen ldngeren Zeitraum als zwei Monate die
Miete teilweise nicht entrichtet, der einbehaltene Betrag ins-
gesamt aber dem Mietzins fiir zwei Monate entspricht.

1 Der Mieterin gerdt mit der Zahlung der Mietkaution in Hohe
eines Betrages in Verzug, welcher der zweifachen Monatsmiete
entspricht.

Anmerkung:

Eine Mietpartei sollte sich, wenn sie sich aus finanziellen Griinden nicht
mehr in der Lage sieht, die Miete zu zahlen, immer auch an das kom-
munale Wohnungsamt wenden. Auf jeden Fall gilt ndmlich:
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Wird der riickstdndige Mietzins vor Ausspruch der Kiindigung doch
noch gezahlt, dann ist das Kiindigungsrecht ausgeschlossen. Wird er
binnen zwei Monaten, nachdem die Vermieterin oder der Vermieter
Réumungsklage erhoben hat und diese der Mietpartei zugegangen
ist, dann wird die Kiindigung nachtréglich unwirksam. Das Gleiche
gilt, wenn sich innerhalb dieses Zeitraums eine 6ffentliche Stelle zur
Begleichung der offenen Mietforderung verpflichtet hat. Eine solche
Zahlungsverzdgerung ist nur einmal innerhalb von zwei Jahren erlaubt.

Fristlose Kiindigung durch beide Vertragsparteien

Weitere Beispiele:

I Beide Vertragsparteien sind zur fristlosen Kiindigung berechtigt,
wenn der Hausfrieden durch das Verhalten des jeweils anderen
nachhaltig gestort ist, wie z. B. bei schweren Beleidigungen,
Bedrohungen und tatlichen Angriffen.

Fristlose Kiindigung durch die Mieterin oder den Mieter

I Wenn Schimmelbefall in der Wohnung zu einer erheblichen
Gesundheitsgefdhrdung der Mietpartei flhrt, ist diese zu einer
fristlosen Kiindigung berechtigt.

I Ein Kiindigungsrecht besteht auch, wenn die Wohnung unbewohn-
bar ist. Insofern sieht die gesetzliche Regelung vor, dass eine frist-
lose Kiindigung mdglich ist, wenn der vertragsgeméaBe Gebrauch
der gemieteten Wohnung ganz oder teilweise nicht rechtzeitig
gewahrt oder wieder entzogen wird.

Aber auch eine fristlose Kiindigung seitens der Mietpartei ist oftmals
erst dann zuldssig, wenn vorher eine Frist zur Abhilfe gesetzt bzw. der
Vertragspartner abgemahnt wurde.

3. Ordentliche Kiindigung

Kiindigungsfrist gilt fiir beide Vertragsparteien
Fir die ordentliche Kiindigung ist - sowohl von Vermieter- als auch
von Mieterseite - immer eine Frist einzuhalten.

Der Grund ist einsichtig:

I Die Vermieterseite hat ein berechtigtes Interesse an der ununter-
brochenen Mietzinszahlung und muss sich hierzu erst auf Mieter-
suche begeben.
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I Der Mietpartei muss ein ausreichender Zeitraum zur Verfligung
stehen, um eine neue Wohnung anzumieten.

Asymmetrische Kiindigungsfrist

Die Kiindigung ist spatestens am dritten Werktag eines Kalendermo-
nats zum Ablauf des Uberndchsten Monats zuldssig. Damit betrédgt sie
nahezu drei Monate. Fiir die Mietpartei bleibt es auch nach ldngerer
Vertragsdauer bei dieser Frist, wahrend sich die Kiindigungsfrist flr
die Vermieterin oder den Vermieter nach fiinf und acht Jahren seit der
Uberlassung der Wohnung um jeweils 3 Monate verlingert (§ 573 ¢
Abs. 1 BGB). Hiervon zum Nachteil der Mietpartei abweichende Verein-
barungen sind grundsatzlich unwirksam, es sei denn, sie erfolgten vor
dem 1. September 2001 und wurden individualvertraglich vereinbart.
Fir in Allgemeinen Geschaftsbedingungen vereinbarte abweichende
Kiindigungsfristen gelten weitere Besonderheiten (Artikel 229 § 3 Abs.
10 EGBGB).
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Wichtig ist, dass die Kiindigung dem Vertragspartner auch spatestens
am dritten Werktag zugegangen sein muss. Auf das Absendedatum
kommt es nicht an. Fir den Zugang der Kiindigung ist ausreichend,
dass die Vermieterin oder der Vermieter unter normalen Umsténden die
Maglichkeit hat, vom Inhalt der Erkldrung Kenntnis zu nehmen.

Beispiel:

Der Mieter hindigt dem Vermieter die Kiindigung am Mittwoch,
dem 3. Juni, personlich aus. Durch diese Kiindigung wird das Miet-
verhdltnis am 31. August beendet. Versendet hingegen der Mieter
die Kiindigung am 2. Juni mit der Post, erreicht diese jedoch den
Vermieter erst am Donnerstag, dem 4. Juni, beendet die Kiindigung
das Mietverhiltnis erst zum 30. September.

Es empfiehlt sich, um Nachweisschwierigkeiten zu vermeiden, die
Kiindigung per Einschreiben mit Riickschein zu verschicken oder
personlich abzugeben und den Vertragspartner darum zu bitten,
den Zugang des Kiindigungsschreibens zu bestdtigen.

Keine ordentliche Kiindigung durch die Vermieterin oder den
Vermieter ohne Kiindigungsgrund

Angesichts der Schwierigkeiten, neuen, passenden Wohnraum zu fin-
den und um Willkiirhandlungen vorzubeugen, braucht der die Vermie-
terin oder der Vermieter zudem einen Kiindigungsgrund. Das Gesetz
verlangt hier ein »berechtigtes Interesse« flir die Kiindigung. Ein solches
Interesse liegt zum Beispiel bei erheblichen vertraglichen Pflichtver-
letzungen und bei Eigenbedarf vor. Die Kiindigungsgriinde miissen in
dem Kiindigungsschreiben genannt sein. Spater nachgereichte Griinde
kénnen nur beriicksichtigt werden, wenn sie erst nachtrdglich entstan-
den sind.

Beispiele:

I Die Mieterin vernachldssigt die Wohnung bis zur vélligen
Verwahrlosung.

I Der Mieter zerstort bei einer moblierten Wohnung die
Einrichtung.

Wias ist Eigenbedarf?

Eigenbedarf bedeutet: Der Vermieter bendtigt den Wohnraum entwe-
der fur sich, fiir seine Familienangehdrigen oder fiir Angehdrige seines
Haushalts. Zu den Familienangehdrigen zdhlen nach der Rechtspre-
chung auch die Nichten und Neffen des Vermieters. Nur bei ganz ent-
fernten Verwandten verlangt die Rechtsprechung zusatzlich eine enge
persdnliche oder soziale Bindung, die Uber die bloBe Tatsache der Ver-
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wandtschaft oder Schwagerschaft hinausgeht. Anderer, vergleichbarer
Wohnraum darf dem Vermieter dabei nicht zur Verfligung stehen.

Trotz Eigenbedarf: Keine ordentliche Kiindigung bei unangemesse-
ner Hérte fiir die Mieterin oder den Mieter

Die Mietpartei kann aber selbst dann, wenn die Vermieterin oder der
Vermieter den Wohnraum fiir eigene Zwecke bendtigt, der Kiindigung
die sogenannte »Sozialklausel« entgegenhalten. Das bedeutet: Sie kann
der Kiindigung widersprechen, wenn diese eine unangemessene Harte
darstellen wirde, die auch unter Berlicksichtigung der Interessen
der Vermieterin oder des Vermieters nicht zu rechtfertigen ist. Allein
das Alter und eine lange Mietdauer mit einer damit einhergehenden
langjéhrigen Verwurzelung im bisherigen Umfeld stellen firr sich
genommen nach neuester hdchstrichterlicher Rechtsprechung
grundsatzlich noch keine Harte dar. Diese Aspekte kdnnen sich je nach
Persénlichkeit und kdrperlicher sowie psychischer Verfassung der
Mietpartei unterschiedlich stark auswirken, sodass es in diesen Fallen
erst weiterer Feststellungen zu den sich hieraus ergebenden Folgen im
Falle eines erzwungenen Wohnungswechsels bedarf. (Anm. BGH, Urteil
vom 22.05.2019 - VIII ZR 180/18)

Achtung:

Kiindigung und Widerspruch (Sozialklausel) bediirfen der
Schriftform, ansonsten sind sie unwirksam. Der Widerspruch ist
spatestens zwei Monate vor Beendigung des Mietverhiltnisses zu
erkldren. Er kann noch bis zum Beginn eines Rdumungsprozesses
erkldrt werden, wenn die Vermieterin oder der Vermieter bei der
Kiindigung nicht auf die Widerspruchsmdglichkeit hingewiesen
hat.

Beispiel:

Der Vermieter hat eine 5-Zimmer-Wohnung an eine Familie mit
fiinf Kindern vermietet. Der Mieter hat einen ortsgebundenen
Beruf. Vier Kinder gehen zur Schule, ein Kind ist behindert und
bekommt aufgrund der &rtlichen Gegebenheiten die notwendige
Pflege zu Hause. Der Vermieter kiindigt dem Mieter mit der Be-
griindung, er brauche die Wohnung fiir seine Tochter, die dem-
ndchst heiraten werde.

Der Vermieter hat zwar ein berechtigtes Interesse (Eigenbedarf)
am Wohnraum. Fiir den Mieter wére ein momentaner Ortswechsel
aber unzumutbar. Er hatte mit flinf Kindern extreme Schwierigkei-
ten, eine addquate Wohnung zu finden. Zudem hat er einen orts-
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gebundenen Beruf und das behinderte Kind soll moglichst nicht
aus der gewohnten Umgebung herausgerissen werden. AuBerdem
ist zu bedenken, dass fiir zwei Personen eine 5-Zimmer-Wohnung
sehr groB ist. Die Eigenbedarfskiindigung hat in diesem Fall keinen
Erfolg, falls auf Seiten der Tochter nicht dhnlich schwerwiegende
Griinde vorliegen.

Eine Harte kann im Ubrigen insbesondere dann vorliegen, wenn an-
gemessener Wohnraum zu zumutbaren Bedingungen nicht beschafft
werden kann.

Angemessene wirtschaftliche Verwertung

Ein weiterer Kiindigungsgrund kann darin liegen, dass die Vermieterin
oder der Vermieter bei Fortsetzung des Mietverhaltnisses an einer an-
gemessenen wirtschaftlichen Verwertung des Grundstilickes gehindert
ist und dadurch erhebliche Nachteile erleiden wiirde.

Erleichterungen und Ausnahmen vom Kiindigungsschutz

Es gibt auch Fallkonstellationen, in denen eine Kiindigung durch die
Vermieterin oder den Vermieter auch ohne berechtigtes Interesse das
Mietverhéltnis beenden kann:

Kindigungserleichterung

So der Fall bei einem Mietverhéltnis Gber eine Wohnung in einem vom
Vermieter selbst bewohnten Geb3dude mit nicht mehr als zwei Wohnun-
gen (Zweifamilienhaus). Lediglich die Kiindigungsfrist verldngert sich
in diesem Fall um drei Monate.

Ausnahmen vom Kiindigungsschutz

Handelt es sich um ein Mietverhaltnis Uber ein mébliertes Zimmer in
einer von der Hauptmieterin oder dem Hauptmieter bewohnten Woh-
nung, ist sogar eine Ausnahme vom Kiindigungsschutz gegeben: Dann
kann die Untervermietung von der Hauptmieterin oder dem Hauptmie-
ter der Wohnung am 15. eines Monats zum Monatsende gekiindigt
werden - ohne Kiindigungsgrund.

Weitere Ausnahmen vom Kiindigungsschutz gelten, wenn Trager der
Wohlfahrtspflege oder Organisationen, die Wohnraum angemietet ha-
ben, um ihn Personen mit dringendem Wohnungsbedarf zu tiberlassen.
Diese bendtigen flr die Kiindigung kein berechtigtes Interesse, ebenso
wie Vermieterinnen oder Vermieter, die Wohnraum nur zum voriiber-
gehenden Gebrauch vermieten. Gleiches gilt fiir Wohnraum in einem
Studenten- oder Jugendwohnheim.
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4.  Bestimmung von Nachmietern

Nachmieterklausel

Mieter, die vor Ablauf der Kiindigungsfrist ausziehen wollen, miissen
grundsatzlich bis zum Ablauf des Mietverhaltnisses die Miete weiter-
bezahlen.

Eine Ausnahme gilt aber dann, wenn im Mietvertrag eine so genannte
»Nachmieterklausel« enthalten ist. In diesem Fall besteht die Berech-
tigung, »geeignete« Nachmieter zu stellen. Gerade bei Mietvertragen
uber einen festen Mindestzeitraum ist es sinnvoll, fir den Fall einer
vorzeitigen Beendigung des Mietverhdltnisses eine solche Klausel in
den Vertrag aufzunehmen.

Aber auch ohne eine solche Nachmieterklausel besteht die Mdglich-
keit des vorzeitigen Entlassen aus dem Mietvertrag, wenn das jeweilige
Mieterinteresse an der Aufhebung des das jeweilige Vermieterinteresse
am Fortbestand des Vertrages erheblich Gberwiegt und eine akzeptable
Nachmieterldsung besteht. Der Vermieterseite konnen aber keine be-
stimmten Nachmieter aufgezwungen werden.

5.  Verkauf oder Restitution

Kein Sonderrecht fiir die Alteigentiimer

Das bestehende Mietverhaltnis wird durch einen Verkauf (Eigentiimer-
wechsel) nicht beeinflusst. Mit den neuen Eigentiimern entsteht kraft
Gesetzes ein neues, mit dem alten inhaltsgleiches Mietverhaltnis. Nichts
anderes gilt bei einer Riickgabe an die Alteigetimer (Restitution).

43 | Die Kiindigung



V. Weitere Informationen

Beratung in Einzelfragen kann das Sachsische Staatsministerium der
Justiz und fiir Demokratie, Europa und Gleichstellung nicht gewahren.
Hierflir stehen insbesondere die Rechtsanwalte zur Verfligung. Soweit
jemand die Kosten der Rechtsberatung nicht aufbringen kann, besteht
die Moglichkeit, die Beratungsstelle beim ortlichen Amtsgericht
aufzusuchen oder dort Beratungshilfe zu beantragen.

Daneben helfen im Rahmen der jeweiligen Mitgliedschaft die Mieter
bzw. Haus- und Grundbesitzervereine weiter.

Adressen in Ihrer Ndhe erhalten Sie {iber den

Deutschen Mieterbund

Landesverband Sachsen e. V.

Fetscherplatz 3

01307 Dresden

Telefon: (0351) 866 45 66

Telefax: (0351) 866 45 11

E-Mail:  landesverband-sachsen@mieterbund.de
www.mieterbund-sachsen.de

und den

Haus & Grund Sachsen e. V.
Landesverband S&chsischer Haus-,
Wohnungs und Grundeigentiimer
TheresienstraBe 1

01097 Dresden

Telefon: (0351) 563 79 07

Telefax: (0351) 563 79 09

E-Mail: info@haus-und-grund-sachsen.de
www.haus-und-grund-sachsen.net

Weitere Informationen | 44


mailto:landesverband-sachsen%40mieterbund.de?subject=
http://www.mieterbund-sachsen.de
mailto:info%40haus-und-grund-sachsen.de?subject=
http://www.haus-und-grund-sachsen.net

Herausgeber:

Séchsisches Staatsministerium der Justiz

und fiir Demokratie, Europa und Gleichstellung
Referat Presse und Offentlichkeitsarbeit
HansastraBe 4, 01097 Dresden

Redaktion:
Abteilung Ill, Referat I11.3

Gestaltung und Satz:
Hi Agentur eX.

Druck:
Saxoprint GmbH

Fotos:

Titel und Impressum: Adobe Stock | Angelov
S. 1: Marlén Mieth

S. 3: Adobe Stock | wirul

S. 7: Adobe Stock | Robert Herhold

S. 12: Adobe Stock | Nikolai

S. 16: Adobe Stock | beeboys

S. 25: Adobe Stock | Pixel-Shot

S. 32: Adobe Stock | Antonoi Diaz

S. 39: Adobe Stock | LIGHTFIELD SUDIOS

Redaktionsschluss:
Mérz 2022

Bezug:
Diese Druckschrift kann kostenfrei bezogen werden bei:
Zentraler Broschirenversand der Sachsischen Staatsregierung
Hammerweg 30, 01127 Dresden
Telefon: (0351) 210 36 71 oder

(0351) 210 36 72
Telefax: (0351) 210 36 81
E-Mail: publikationen@sachsen.de
www.publikationen.sachsen.de

Verteilerhinweis:

Diese Informationsschrift wird von der Sdchsischen Staatsregierung im
Rahmen ihrer verfassungsmaBigen Verpflichtung zur Information der
Offentlichkeit herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von

45 | Impressum


mailto:publikationen%40sachsen.de?subject=
http://www.publikationen.sachsen.de

deren Kandidaten oder Helfern im Zeitraum von sechs Monaten vor
einer Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt
fur alle Wahlen.

Missbrauchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltun-
gen, an Informationsstdnden der Parteien sowie das Einlegen, Aufdru-
cken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel.
Untersagt ist auch die Weitergabe zum Zwecke der Wahlwerbung.

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die
vorliegende Druckschrift nicht so verwendet werden, dass dies als Par-
teinahme des Herausgebers zu Gunsten einzelner politischer Gruppen
verstanden werden kénnte.

Diese Beschrankungen gelten unabhdngig vom Vertriebsweg, also un-
abhdngig davon, auf welchem Wege und in welcher Anzahl diese Infor-
mationsschrift dem Empfanger zugegangen ist. Erlaubt ist jedoch den
Parteien, diese Informationsschrift zur Unterrichtung ihrer Mitglieder
zu verwenden.

Copyright:

Diese Verdffentlichung ist urheberrechtlich geschiitzt. Alle Rechte,
auch die des Nachdruckes von Auszligen und der fotomechanischen
Wiedergabe, sind dem Herausgeber vorbehalten.

Impressum | 46



Herausgeber:

Séchsisches Staatsministerium der Justiz
und fiir Demokratie, Europa und Gleichstellung
Referat Presse und Offentlichkeitsarbeit
Redaktion:

Abteilung I, Referat 111.3

Gestaltung und Satz:

Hi Agentur eK.

Druck:

Saxoprint GmbH

Redaktionsschluss:

Mérz 2022



	Titel
	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	I. Einleitung
	II. Der Abschluss des Mietvertrages
	1. Die Grundregeln der Wohnraummiete
	2. Untervermietung
	3. Mietkaution

	III. Der Inhalt des Mietvertrages
	1. Worüber müssen sich die Mietvertragsparteien einigen?
	2. Der Formular- oder »Einheitsmietvertrag«
	3. Die Übergabe der Wohnung bei Mietbeginn
	4. Miethöhe
	5. Staffel- und Indexmiete
	6. Wie setzt sich die Miete zusammen?
	7. Die Fälligkeit der Miete
	8. Die Mieterhöhung
	9. Reparaturen und Mängel
	10. Mietminderung bei Mängeln

	IV. Die Kündigung
	1. Möglichkeiten der Kündigung
	2. Fristlose Kündigung
	3. Ordentliche Kündigung
	4. Bestimmung von Nachmietern
	5. Verkauf oder Restitution

	V. Weitere Informationen
	Impressum

